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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/7485 — 

Mitglieder der „Republikaner" im öffentlichen Dienst 

Knapp eineinhalb Jahre intensiver Beobachtung durch Einsatz nach-
richtendienstlicher Mittel, der Lektüre von Zeitungen und anderen Ver-
öffentlichungen der „Republikaner" durch das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) haben ergeben, daß die Bundesregierung „bislang" 
zwei Beamte entdecken konnte, die dieser rechtsradikalen Partei (vgl. 
SZ vom 15. April 1994) angehören — so die Bundesregierung in einer 
Antwort auf die Anfrage „Die ,Republikaner' ' " . Ansonsten hat die Bun-
desregierung nur „lückenhafte Erkenntnisse über die Zugehörigkeit 
von Mitgliedern der REP zum öffentlichen Dienst" (Drucksache 
12/7351). 

Nach eigenen Angaben vom Jahresende verfügen die „Republikaner" 
aber über ca. 1 000 Mitglieder, die im öffentlichen Dienst beschäftigt 
sind, der Anteil der Beamten an der Mitgliedschaft soll 4 Prozent 
betragen. Das BfV hätte demnach 998 Mitglieder der „Republikaner" im 
öffentlichen Dienst übersehen, was die Effizienz der Arbeit dieser 
Behörde im Bereich Rechtsextremismus schon rein rechnerisch gegen 
Null drückt. 

Übersehen haben BfV und das Bundesministerium des Innern u. a., daß 

— eine ganze Reihe von Professoren, wie die mittlerweile verstorbenen 
Hellmut Diwald, Bernard Willms und der Heidelberger Politologe 
Hans Joachim Arndt, mit dem „Republikaner"-Vorsitzenden Schön-
huber seit Anfang der 80er Jahre programmatisch zusammenarbei-
teten; 

— die „Republikaner" schon nach der Wahl zum Westberliner Abge-
ordnetenhaus 1989 behaupteten, daß „ein großer Teil" der neuen 
Mitglieder, „30 bis 40 Prozent ..., aus dem Staatsdienst — Polizisten, 
Grenzschützer, Offiziere, mittlere Beamte" komme (DER SPIEGEL, 
22/1989, 29. Mai 1989); 

— der Frankfurter Staatsanwalt und bisherige CDU-Funktionär Gert 
Feldmeier zu den „Republikanern" übertrat (FR, 5. Ap ril 1989); 

— der Professor Carl Zimmerer, Chef der Düsseldorfer „Interfinanz", 
den „Republikaner"-Vorsitzenden Schönhuber 1989 als Referent zu 
einer „Herrenrunde" mit führenden Vertretern der Finanzwirtschaft 
und des Mittelstandes einlud, die dieser rechtsextremen Partei finan-
zielle Unterstützung zusagten (taz, 5. April 1989); 
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— in Kassel, nach Auskunft des GdP-Kreisvorsitzenden, in allen Polizei-
revieren die Beamten die Neigung hätten, die „Republikaner" zu 
wählen; besonders jüngere Polizeibeamte zwischen 20 und 30 Jah-
ren „bekennen sich offen und  trotzig zu den Republikane rn " (FR, 
5. April 1989); 

— in Gifhorn der 47jährige Berufssoldat Günter Ruck aus Wesendorf zu 
den „Republikanern" überwechselte und die „Republikaner" so zu 
einem Kreistagsmandat kamen (FR, 15. April 1989); 

— die „Republikaner" im Mai 1989 in den Landesverbänden Berlin, 
Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein und dem Saarland Landes-
vorsitzende bzw. stellvertretende Landesvorsitzende hatten, die im 
Polizeidienst waren (FR, 18. Mai 1989); 

— die „Republikaner" 1989 im Berliner Landesvorstand gleich mehrere 
Polizeibeamte hätten (Göttinger Tageblatt, 4. Juli 1989); 

— die „Republikaner" nach Angaben der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) allein 1989 unter den 32 000 bayerischen Polizeibeamten 
50 Prozent potentielle Wähler hätten (FR, 18. Mai 1989); 

— mit den „Republikanern" nach Schätzungen der GdP im Jahr 1989 
ca. 20 Prozent der bundesdeutschen Polizisten sympathisieren wür-
den (FR, 18. Mai 1989); 

— im Mai 1989 der Leiter der „Staatlichen Hauptabteilung allgemeine 
Landesverwaltung" in Offenbach, Haymo Hoch, zu den „Republika-
nern" überwechselte. Haymo Hoch, Regierungsdirektor, ist damit 
auch Leiter der Ausländerbehörde (FR, 19. Mai 1989); 

— in Heidenheim der Kripobeamte und „Republikaner"-Landesvorsit-
zende von Baden-Württemberg, Peter Köhler, auf einer Veran-
staltung sagte: „Gestern waren es Diebstähle, heute sind es Sachbe-
schädigungen und morgen zünden sie unsere Häuser an. Mit uns 
Republikanern wird es diesen kriminellen Spuk nicht geben." (DIE 
ZEIT, 2. Juni 1989); 

— in einer Meinungsumfrage des Wickert-Instituts 78 Prozent der 
befragten 1 150 Polizeibeamten äußerten, daß sie sich von den eta-
blierten Parteien „im Stich gelassen fühlten", und 69 Prozent der 
Meinung waren, daß gegen politisch motivierte Straftäter „härter 
durchgegriffen" werden müsse (DIE ZEIT, 2. Juni 1989); 

— im „Republikaner" -Kreisverband Rheingau-Taunuskreis 1989 zwei 
Mitglieder Polizeibeamte sind (DER SPIEGEL, 25/1989, 19. Juni 
1989); 

— im „Republikaner"-Landesverband Nordrhein-Westfalen von 1 500 
Mitgliedern laut damaligem Landesvorsitzenden Kurt Beckmann 
jeder 30. ein staatlicher Ordnungshüter sei (DER SPIEGEL 25/1989, 
19. Juni 1989); 

— in Berlin Polizeibeamte mit „REP-Rauten, Dienstfahrzeugen und 
REP-Transparenten" gegen den Innensenator und den Poli-
zeipräsidenten protestierten (DER SPIEGEL 25/1989, 19. Juni 1989); 

— in Lübeck bei der Grenzschutzabteilung Küste 1 Führungsbeamte, 
die im „Republikaner"-Landesvorstand sitzen, Laufbahnanwärter 
für die Partei anwerben. „In dienstlichen Umlaufmappen werden, 
berichtet ein Beamter, ,Propagandamaterialien der REPs herumge-
reicht'. REP-Werber würden vor allem junge Beamte mit ,ostdeutsch 
klingenden Namen' ansprechen. Der Werbefeldzug für die Rechten 
nahm solch unverschämte Formen an, daß der Kommandeur ein-
schritt. In einem Abteilungsbefehl mißbilligte er ,nachdrücklich', daß 
,in Pausen und Kollegengesprächen' um ,Unterstützerunterschriften' 
für die Republikaner angehalten werde." (DER SPIEGEL, 25/1989, 
19. Juni 1989); 

— in Aachen sich der Polizeihauptmeister André Fischer den „Republi-
kanern" anschloß, weil Asylsuchende „bei uns auf Händen ge-
tragen" und dann „auch noch straffällig werden" würden (DER 
SPIEGEL, 25/1989, 19. Juni 1989); 

— in Dachau der Polizeiobermeister Gernot Jellinek Kreisvorsitzender 
der „Republikaner" wird (DER SPIEGEL, 25/1989, 19. Juni 1989); 

— der Polizistenanteil bei den „Republikanern" in Hessen nach eige-
nen Angaben der Partei im Sommer 1989 bei 15 Prozent liege 
(Göttinger Tageblatt, 4. Juli 1989); 

— der Kreisvorsitzende der „Republikaner" in Hannover-Land, der 
Hauptkommissar Werner Rieb, betonte, daß 1989 auch ein „beträcht-
licher Teil der Kollegen" in Niedersachsen hinter den „Republika-
nern" stehe (Göttinger Tageblatt, 4. Juli 1989); 

— die „Republikaner" nach der Kommunalwahl am 18. Juni 1989 in 
Worms gleich drei Polizeibeamte zu ihrer Fraktion zählen konnten 
(FR, 1. Juli 1989); 

— der damalige Vorsitzende des „Republikaner" -Landersverbandes 
Bayern, Harald Neubauer, in einem Interview mit dem rechtsextre- 
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men „Badischen Landboten" erklärte: „... wir haben jetzt auch 
Mitglieder, die beim Verfassungsschutz ihren Dienst tun. " (taz, 

8. August 1989); 

— in Hannover im Herbst 1989 der Hochschullehrer und Mitglied der 
„Republikaner", Berndt Tschammer-Osten, im Herbst den alten 
„Republikaner"-Landesvorstand Niedersachsen auf Betreiben 
Schönhubers entmachtete (FR, 11. September 1989); 

— in Kamen der „Republikaner" Bernd Schmanck als Religionslehrer 
an einem Gymnasium tätig ist (FR, 29. Dezember 1989); 

— die „Republikaner" zur Bundestagswahl 1990 von 300 Kandidaten 
34 Kandidaten aus dem öffentlichen Dienst (darunter sieben Polisten, 
vier Soldaten, fünf Lehrer, zwei Professoren, einen Richter, einen 
Staatsanwalt) aufstellten, was einen Anteil von über 11 Prozent 
ausmacht (Statistisches Bundesamt, Die Wahlbewerber für die Wahl 
zum 12. Deutschen Bundestag 1990); 

— die „Republikaner" seit 1993 über einen „REP-Beamtenbund" ver-
fügen, der die „Republikaner"-Mitglieder im öffentlichen Dienst vor 
der Beobachtung durch das BfV schützen soll (SPD-Parteivorstand, 
Die sogenannten „Republikaner" — eine rechtsextreme Chaospartei, 
April 1994) ;  

— der stellvertretende Landesvorsitzende der „Republikaner" in Hes-
sen, Bernhard Klysch, Professor an der Fachhochschule in Dortmund 
ist; 

— der Vorsitzende der Bundesschiedskommission der „Republikaner", 
Johann Mühlberger, Richter am Landgericht München ist (FR, 
26. April 1993); 

— der Landesvorsitzende der „Republikaner" in Sachsen, Günter Bern-
hard, Soziologieprofessor an der Leipziger Universität ist. 

1. Sind der Bundesregierung die im Vorwort angegebenen Beispiele 
bekannt, und kann sie diese bestätigen? 

 Die Bundesregierung nimmt zu den in der Frage 1 behaupteten 
Sachverhalten mit personenbezogenen Daten nicht Stellung. 

Zum Schutze des allgemeinen Persönlichkeitsrechts sind dem 
Erheben, Verarbeiten und Übermitteln personenbezogener Daten 
durch Behörden und sonstige staatliche Stellen enge gesetzliche 
Grenzen gezogen (vgl. BVerfGE 65, 1 ff.; „Volkszählungsurteil"). 
Aus diesem Grund nennt die Bundesregierung im Bereich des 
politischen Extremismus öffentlich personenbezogene Daten nur 
im Rahmen des § 16 Abs. 2 des Bundesverfasssungsschutz-
gesetzes. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß es sich um Feststellun-
gen und Behauptungen von Presseorganen, teilweise um die 
Wiedergabe von Behauptungen und Einschätzungen Dritter han-
delt. Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, das im einzelnen 
zu vertiefen oder zu kommentieren. 

2. Über welche „lückenhaften Erkenntnisse über die Zugehörigkeit 
von Mitgliedern der REP zum öffentlichen Dienst" (Drucksache 
12/7351) verfügt die Bundesregierung? 

Zur Beantwortung wird auf die Antworten der Bundesregierung in 

der Drucksache 12/7351 verwiesen. Art und Umfang der nach-
richtendienstlichen Erkenntnisse über die „Republikaner" kön-
nen nur in der dafür zuständigen Parlamentarischen Kontrollkom-
mission (PKK) erörtert werden. Im übrigen wird auf die Antwort 
zur Frage 1 verwiesen. 
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3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den „REP-Beam-
tenbund"? 

4. Wieso wurde der „REP-Beamtenbund" gegründet, und welche Ziel-
setzung verfolgt er? 

5. Wie viele Mitglieder sind im ,,REP-Beamtenbund” organisiert (bitte 
mit Angaben zu Geschlecht, Alter, Berufstätigkeit usw.) ? 

Der Bundesregierung ist ein „Republikanischer Bund der öffent-
lichen Bediensteten" (REP BB) bekanntgeworden. Seine Grün-
dungsveranstaltung fand am 31. Oktober 1993 am Rande des REP

-

Parteitages in Rastatt statt. Er soll dem Protokoll der Gründungs-
veranstaltung zufolge dazu dienen, „ ... den ungerechtfertigten, 
verleumderischen Angriffen und Einschüchterungsversuchen 
durch etablierte politische Beamte mit allen Mitteln des Rechts-
staates entgegenzutreten ... " . Die Zahl seiner Mitglieder ist nicht 
bekannt. 

6. Wieso sieht sich die Bundesregierung veranlaßt, darauf hinzuweisen, 
daß ihr keine Erkenntnisse vorliegen, die die Angaben des Mitglieds 
des Bundesvorstandes der „Republikaner", Bernd Korbach, bestäti-
gen würden, daß der Anteil der Beamten in der Partei vier Prozent 
betragen würde? 

Siehe Antwort zur Frage 1. 


